
Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB)
1. Allgemeines
Lieferungen und Leistungen des Auftragnehmers (AN) werden ausschließlich zu den
nachstehenden Bedingungen ausgeführt, auch wenn nicht ausdrücklich auf sie
hingewiesen worden ist. Einkaufsbedingungen des Auftraggebers (AG) werden nicht
anerkannt. Wenn diese AGB keine Regelung enthalten, gelten die gesetzlichen
Bestimmungen. Sind oder werden einzelne Bestimmungen dieser AGB ungültig, so
wird hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Angebote des
AN sind freibleibend. Vereinbarungen, Ergänzungen, Änderungen, Nebenabreden
werden erst mit schriftlicher Bestätigung des AN verbindlich.

2. Lieferung, Gefahrenübergang
Angegebene Lieferzeiten sind unverbindlich. Mit der Angabe einer Lieferzeit ist weder ein
Verzugsanerkenntnis für die Vergangenheit noch eine Garantieerklärung für die Zukunft
verbunden. Die Lieferfrist beginnt mit der Absendung der Auftragsbestätigung, jedoch nicht
bevor alle Einzelheiten geklärt sind und der AG alle erforderlichen Unterlagen beigebracht
hat. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn die Ware versandbereit ist und verlängert sich bei
Vorliegen höherer Gewalt um die Dauer der Behinderung und eine angemessene
Anlaufzeit. Der höheren Gewalt stehen unvorhersehbare Ereignisse gleich, die dem AN
die Lieferung unzumutbar erschweren oder unmöglich machen, wie Arbeitskampf,
behördliche Maßnahmen, Betriebsstörungen, Verzögerung in der Anlieferung wesentli-
cher Betriebsstoffe oder Vormaterialien sowie fertiger und unfertiger Erzeugnisse, Transport-
schwierigkeiten und Unfälle, auch wenn die Ereignisse beim Vorlieferanten eintreten oder
während eines bereits vorliegenden Verzuges entstehen. Ein Schadensersatzanspruch
besteht nicht, wenn sich die Lieferzeit verlängert. Bei nicht richtiger oder rechtzeitiger
Selbstbelieferung ist der AN von seiner Lieferpflicht frei und braucht auch keinen Scha-
densersatz zu leisten. Die Lieferung erfolgt ab Werk unter Ausschluss jeder Haftung des
AN. Die Ware kann auf schriftliches Verlangen und Kosten des AG versichert werden. Die
Gefahr des Untergangs, der Verschlechterung und der Versendung der Ware geht am
Tage der Versandbereitschaft auf den AG über, auch bei Lieferung frei Haus und auch,
wenn der AN vom Zurückbehaltungsrecht Gebrauch macht. Bei Abnahmeverzug kann der
AN die Ware unter Aufrechterhaltung seines Erfüllungsanspruchs auf Kosten und Gefahr
des AG einlagern und Abrufaufträge selbst einteilen und berechnen. Teillieferungen sowie
Mehr- und Minderlieferungen bis zu 10 % sind zulässig und vom AG zu bezahlen. Wird dem
AN die Lieferung unmöglich, kann er vom noch nicht erfüllten Teil des Vertrages zurück-
treten, ohne dass Schadensersatz wegen Nichterfüllung verlangt und Folgeschäden
geltend gemacht werden können. Eine Verschiebung des Liefertermins durch den AG
bedarf der ausdrücklichen Zustimmung des AN, Preiserhöhungen und Mehrkosten trägt
der AG. Storniert der AG einen Auftrag oder einzelne Auftragspositionen, trägt er sämtliche
entstandenen Kosten und eine Bearbeitungsgebühr in Höhe von 10 % des Waren-
nettowertes. Eine Rückgabe gelieferter Ware bedarf der vorherigen Zustimmung des AN
und ist nur in Ausnahmefällen möglich. Beschädigte Waren, Sonderanfertigungen und
nicht zum normalen Warenangebot des AN gehörende Artikel werden generell nicht
zurückgenommen. Für die Warenrücknahme berechnet der AN  eine Bearbeitungsgebühr
in Höhe von 20 % des Warennettowertes. Die Warenrücksendung erfolgt auf Kosten und
Gefahr des AG.

3. Haftung für Mängel der Lieferung
Die in Veröffentlichungen, Werbeschriften, Katalogen, Preislisten, Bedienungsanleitun-
gen, Angeboten und sonstigen Unterlagen enthaltenen Angaben, Zeichnungen, Abbil-
dungen, Maße, Leistungsbeschreibungen etc. sind freibleibende und unverbindliche
Näherungswerte und begründen keine Eigenschaftszusicherungen oder Übernahme
besonderer Einstandspflichten. Der AG ist verpflichtet, die Ware vor ihrem Einsatz für den
vorgesehenen Zweck auf ihre spezielle Geeignetheit, Produktsicherheit und ihre Überein-
stimmung mit allen einschlägigen technischen, gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften hin zu überprüfen. Der AN haftet für durch eine solche ordnungsgemäße Prüfung
vermeidbare Schäden nicht. Diejenigen Teile der Ware sind unentgeltlich nach billigem
Ermessen unterliegender Wahl des AN auszubessern oder neu zu liefern, die infolge
eines vor dem Gefahrenübergang liegenden Umstandes sich innerhalb von 12 Monaten,
bei Mehrschichtbetrieb innerhalb von 6 Monaten, nach Erfüllung als in ihrer Brauchbarkeit
erheblich beeinträchtigt herausstellen. Bei Fehlschlagen der Nachbesserung oder
Ersatzlieferung kann der AG Herabsetzung des Preises oder Rückgängigmachung des
Vertrags verlangen. Weitergehende Gewährleistungsansprüche, insbesondere ein Er-
satz von Kosten Dritter, sind ausgeschlossen. Statt eine Nachbesserung oder Ersatzlie-
ferung durchzuführen, kann der AN eine Herabsetzung des Preises oder Rückgängigma-
chung des Vertrags verlangen. Die Gewährleistung gilt nur für die Mängel, die unter
gewöhnlichen Betriebsbedingungen und bei ordnungsgemäßem Gebrauch auftreten,
wofür der AG beweispflichtig ist, also nicht bei unsachgemäßer Verwendung, fehlerhafter
Montage bzw. Inbetriebsetzung, übermäßiger Beanspruchung, natürlicher Abnutzung,
ungeeigneten Betriebsmitteln, Austauschwerkstoffen, Zusatzkomponenten, mangelhaf-
ter Weiterbearbeitung, chemischen, elektrochemischen, elektrischen sowie aggressiven
Einflüssen. Garantien für die Haltbarkeit von Materialien, insbesondere Verschleißteilen,
werden nicht übernommen. Bei Fremderzeugnissen beschränkt sich die Mängelhaftung
des AN auf die Abtretung seiner Haftungsansprüche gegen den Lieferer der Fremder-
zeugnisse. Die Ware muss vom AG sofort nach Erhalt untersucht werden. Mängel sind
innerhalb von 10 Tagen nach Empfang der Ware schriftlich anzuzeigen. Mängel, die auch
bei sorgfältiger Prüfung innerhalb dieser Frist nicht entdeckt werden können, sind
unverzüglich nach Entdeckung unter sofortiger Einstellung etwaiger Bearbeitung schrift-
lich zu rügen. Die Fristen gelten auch bei Teillieferungen. Die bemängelten Stücke sind
unverzüglich zur Prüfung zur Verfügung zu stellen, da sonst die Mängelansprüche verfallen.
Ersetzte Teile werden Eigentum des AN. Das Recht des AG, Ansprüche aus Mängeln
geltend zu machen, verjährt in allen Fällen vom Zeitpunkt der rechtzeitigen Rüge an in 12
Monaten, frühestens jedoch mit Ablauf der Gewährleistungsfrist. Für die Rücksendung
bemängelter Ware ist die vorherige schriftliche Zustimmung des AN erforderlich. Die Ware
reist auf Rechnung und Gefahr des AG und ist dem AN kostenfrei anzuliefern, auch wenn
der AN bei berechtigter Mängelrüge von den Kosten der Nachbesserung bzw. Ersatzlie-
ferung die Arbeits-, Material- und Transportkosten trägt. Die Gewährleistungspflicht entfällt,
wenn die Ware vom AG verarbeitet oder veräußert worden ist oder wenn der AG eine
Änderung oder Nachbesserung selber vornimmt oder vornehmen lässt. Der AN ist zur
Mängelbeseitigung  nicht verpflichtet, solange der AG seinen Verpflichtungen nicht
nachkommt. Bei Entwicklungsaufträgen ist eine Haftung des AN für den Entwicklungs-
erfolg ausgeschlossen.

4. Preise, Zahlungsbedingungen
Die Preise sind freibleibend und verstehen sich in Euro (EUR, €) ab Werk aus-
schließlich Verpackung, Transport, Versicherung und basieren auf den gegenwär-
tigen Herstellungskosten. Nachträgliche Herabsetzung der Bestellmenge oder der
Stückzahl bei vereinbarter Teillieferung sowie Verringerung vereinbarter Abrufe
durch den AG bedingen eine Erhöhung der Stückpreise und etwaiger Rüst- und
Anlaufkosten. Der AN behält sich vor, bei der Lieferung diejenigen Preise zu
berechnen, die sich infolge von Kostensteigerungen für Material, Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe, Handelsware, Löhne, Wechselkurse, Zinsen oder sonstige verteu-
ernde Umstände ergeben oder kalkulatorisch als notwendig erweisen sollten. Die
Preise sind für Nachbestellungen nicht verbindlich. Sämtliche Preise, Kosten,
Gebühren und Zinsen verstehen sich zuzüglich der jeweils gültigen Mehrwertsteuer
(MWST). Zahlungen sind sofort bei Rechnungsstellung einschließlich Versand- und
Nebenkosten in voller Höhe fällig. Dem AG werden folgende Zahlungserleichterun-
gen nachgelassen: innerhalb von 10 Tagen nach Rechnungsdatum 2 % Skonto oder
innerhalb 30 Tagen netto Kasse. Eine Zahlung gilt erst dann als eingegangen, wenn
der Betrag für den AN verfügbar ist. Bei Zielüberschreitungen ist der AN berechtigt,
Mahngebühren zu erheben und Verzugszinsen in Höhe von 8 % über dem jeweiligen
Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank zu berechnen. Zahlungen tilgen im-
mer die älteste Rechnung und sind kostenfrei zu leisten. Wechsel werden nur nach
schriftlicher Vereinbarung angenommen. Der AN kann Vorauszahlung verlangen.
Bei Verdacht einer Gefährdung des Anspruchs auf das Entgelt kann der AN auch
nach Vertragsabschluss Vorauszahlung oder Sicherheit fordern und die Leistung
bis zur Erfüllung seines Verlangens verweigern. Bei Verweigerung des AG oder
fruchtlosem Fristablauf ist der AN berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder
Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. Aufrechnungen mit Gegenfor-
derungen und Zurückhaltung fälliger Rechnungsbeträge sind ausgeschlossen.

5. Eigentumsvorbehalt
Die gelieferte Ware bleibt bis zur restlosen Bezahlung der sämtlichen, auch künfti-
gen Forderungen Eigentum des AN. Bei laufender Rechnung gilt das Vorbehalts-
eigentum als Sicherung der Saldoforderung des AN. Be- oder verarbeitet der AG die
Vorbehaltsware oder verbindet diese mit anderen Gegenständen, so überträgt der
AG dem AN schon jetzt seine Eigentums- bzw. Miteigentumsrechte an den neuen
Gegenständen und verwahrt diese mit kaufmännischer Sorgfalt für den AN. Der AG
darf die Vorbehaltsware nur im gewöhnlichen Geschäftsverkehr und solange er
nicht im Verzug ist veräußern. Der AN kann die Veräußerungs- und Verarbeitungs-
genehmigung widerrufen, soweit eine Veräußerung bzw. Verarbeitung nicht im
regulären Geschäftsgang des AG erfolgt. Verpfändung und Sicherungsübereig-
nung sind ihm untersagt. Von einer Pfändung oder jeder anderen Beeinträchtigung
der Rechte des AN durch Dritte hat der AG den AN unverzüglich schriftlich  zu
benachrichtigen. Veräußert der AG die Vorbehaltsware, so tritt er bis zur völligen
Tilgung aller Forderungen des AN hiermit schon jetzt den vollen ihm aus dieser
Veräußerung entstehenden Anspruch gegen seinen Abnehmer mit allen Neben-
rechten an den AN ab, auch wenn die Gegenstände verarbeitet oder mit anderen
Leistungen veräußert wurden. Auf Verlangen des  AN hat der AG die Schuldner der
abgetretenen Forderungen sowie Art und Höhe der Forderungen zu benennen.
Übersteigt der Wert der dem AN gegebenen Sicherungen dessen Forderungen um
mehr als 20 v.H., so kann der AG insoweit Rückübertragung fordern. Der AG ist
verpflichtet, dem AN die zur Geltendmachung seiner Rechte gegen die Abnehmer
erforderlichen Auskünfte und Unterlagen zu geben.

6. Gewerbliche Schutzrechte, Werkzeuge, Geheimhaltung
Der AN behält sich an den bereitgestellten Formen, Mustern, Abbildungen, tech-
nischen Unterlagen, Katalogen, Prospekten, Zeichnungen, Kostenvoranschlägen,
Angeboten das Eigentum und alle gewerblichen Schutz- und Urheberrechte vor.
Ohne schriftliche Zustimmung des AN dürfen die Unterlagen weder vervielfältigt
noch Dritten zugänglich gemacht, noch anderweitig verwertet werden. Zuwiderhan-
deln verpflichtet zu Schadensersatz. Vertragsgegenstände darf der AG ohne  schrift-
liche Zustimmung des AN nicht selbst produzieren oder produzieren lassen. Für
nach Angaben des AG hergestellte Erzeugnisse haftet dieser, wenn durch die
Herstellung und Lieferung gewerbliche Schutzrechte und andere Rechte Dritter
verletzt werden. Der AG ist verpflichtet, den AN von allen Ansprüchen Dritter, die sich
aus einer solchen Verletzung ergeben könnten, zu befreien. Vom AN hergestellte
oder beigestellte Formen, Werkzeuge oder sonstige Vorrichtungen bleiben Eigen-
tum des AN, auch wenn der AG die Kosten dafür übernommen hat. Der AG ist
verpflichtet, alles aus der Geschäftsverbindung mit dem AN erlangte nicht offenkun-
dige Wissen Dritten gegenüber geheimzuhalten.

7. Haftung
Soweit in diesen Bedingungen die Haftung nicht anderweitig geregelt ist, haftet der
AN nur, wenn Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt. Der AN haftet nur für
unmittelbare Schäden, nicht für Folgeschäden. Die Haftung des AN ist der Höhe
nach auf 20 % der Vertragssumme begrenzt. Nicht ausdrücklich in diesen Bestim-
mungen zugestandene Ansprüche sind, soweit gesetzlich zulässig, ausgeschlos-
sen. Das gilt auch, soweit Ansprüche aus falscher Beratung, unerlaubter Handlung,
Produzentenhaftung, positiver Forderungsverletzung oder Verschulden bei
Vertragsabschluss hergeleitet werden können.

8. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht
Erfüllungsort für alle sich aus dem Vertrag ergebenden Pflichten des AG ist der Sitz
des AN. Ist der AG Vollkaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts
oder ein öffentlich rechtliches Sondervermögen, so ist bei allen sich aus dem
Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten, soweit gesetzlich zulässig, die Klage
bei dem Gericht zu erheben, das für den Hauptsitz oder die die Ware auszuliefernde
Zweigniederlassung des AN zuständig ist. Der AN ist auch berechtigt, am Hauptsitz
des AG zu klagen. Ist der AG Vollkaufmann, so gilt für das Mahnverfahren das für den
Hauptsitz des AN zuständige Gericht als vereinbart. Es gilt, auch für Vereinbarungen
mit ausländischen AG, ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland.
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1. General
The Seller’s goods and services shall be rendered under the following terms and conditions
only, even if no express reference is made to them. The conditions of purchase of the Buyer
shall not be recognized. If this GTC does not contain an arrangement, the statutory regulations
shall apply. If individual terms and conditions of this GTC are or become invalid, the validity
of the remaining terms and conditions shall not be affected. Offers made by the Seller shall
be subject to change without notice. Agreements, supplements, amendments, and side
agreements shall only become binding with the written confirmation of the Seller.

2. Delivery, passing of risk
Delivery times given shall not be binding. A statement of a delivery date does not constitute
recognition that past deliveries were in default, nor does it constitute a statement of a
guarantee for the future. The delivery period shall begin with the dispatch of the order, but not
however before all details have been clarified and the Buyer has provided all the necessary
documents. The delivery period shall be adhered to if the goods are ready for dispatch and
in the event of force majeure, shall be extended by the duration of the hindrance and an
appropriate start-up time. Force majeure shall amount to unforeseeable occurrences which
make it unreasonably difficult or impossible for the Seller to deliver his goods/services, such
as industrial disputes, official measures, disruptions in production, delays in the supply of
important fuels or primary materials, as well as delays in the supply of manufactured and semi-
manufactured products, transport difficulties, and accidents, even if the events occur at the
sub-supplier or during a delay which has already occurred. There shall be no right to a claim
for compensation if the delivery period is extended. If the Seller himself is not supplied with
the correct goods or is not supplied on time, he shall be exempted from his duty to supply and
shall not need to pay any compensation for damages either. Delivery shall be ex-works
excluding any liability on the part of the Seller. The goods can be insured at the written request
and expense of the Buyer. The risk of loss and destruction, deterioration and the dispatch of
the goods shall pass over to the Buyer on the day on which the goods are ready for dispatch,
even if delivery is franco domicile and even if the Seller exercises his right of retention. In
the event of delay in taking delivery of the goods, the Seller can put the goods into store at
the cost and risk of the Buyer while maintaining his right to fulfilment, and classify and invoice
call off orders himself. Part consignments as well as excess and short consignments of up
to 10% are permissible and shall be paid by the Buyer. If it is not possible for the Seller to
deliver a consignment, he may withdraw from the part of the contract not yet fulfilled, without
it being possible for a claim to be made for non-fulfilment and consequential damage.  A delay
in the delivery date by the Buyer will require the express consent of the Seller. Price increases
and additional costs are to be borne by the Buyer. If the Buyer cancels an order or individual
items of an order, he shall carry all the costs incurred and a handling fee amounting to 10%
of the net value of the goods. The return of delivered goods shall require the preceding consent
of the Seller and will only be possible in exceptional cases. Damaged parts, special productions
and articles not belonging to the Sellers normal range of goods will generally not be taken back.
For taking back goods, the AN shall invoice a handling fee of 20% of the net value of the goods.
The goods shall be returned at the cost and risk of the Buyer.

3. Liability for defects in delivered goods
The information, diagrams, illustrations, dimensions, performance descriptions etc. in
publications, advertising literature, catalogues, price lists, instructions for use, offers, and
other documents are subject to change without notice and are non-binding approximate values
and shall not constitute any assurances of characteristics or the acceptance of specific
liabilities. The Buyer shall be obliged to check the goods before they are used that they are
specially suited for their intended purpose, product reliability, and its compliance with all
relevant technical, legal or other official regulations. The Seller shall not be liable for damage
which is avoidable with this sort of proper testing. Those parts of the goods which, as a result
of a circumstance prior to the passing of risk, turn out to be considerably impaired in their
function within 12 months of fulfilment, or 6 months of fulfilment if there is a multi-shift
operation, are to be repaired free of charge or replaced with new parts at the equitable discretion
of the Seller. If the repair or replacement fails the Buyer can demand a price reduction or
cancellation of the contract. Further warranty claims, especially the replacement of costs of
third parties, are excluded. Instead to carry out a repair or a replacement the Seller can demand
a price reduction or cancellation of the contract. The warranty shall only apply for defects
occurring under normal operating conditions and proper use. The Buyer shall have to prove that
this is the case and that the goods have not been used improperly, incorrectly assembled and/
or started up, subjected to excessive loads, unsuitable working materials, replacement
materials, additional components, faulty further processing, chemical, electro-chemical,
electrical as well as corrosive factors. There are no guarantees given for the durability of
materials, especially for parts subject to wear and tear. If products from other companies are
used, the liability of the Seller shall be restricted to assigning his liability claims against the
supplier of the products from other companies. The goods must be inspected immediately after
they have been received. Notification of defects is to be given in writing no later than 10 days
from receipt of the goods. Defects which cannot be identified within this period, even if the
goods are checked carefully, are to be notified in writing immediately upon discovery and any
possible production is to be stopped immediately. These periods of time shall also apply for
part deliveries. The parts complained about are to be made available for inspection immediately,
since otherwise the warranty claims shall lapse. Parts which are replaced shall become the
property of the Seller. The right of the Buyer to assert warranty claims shall in all cases become
time-barred from 12 months following the point in time of the complaint made on time, no earlier
however than with the expiry of the warranty period. The prior written consent of the Seller
shall be required for the return of goods which have been complained about. The goods shall
be returned at the risk and expense of the Buyer and are to be delivered to the Seller free of
charge, even if in the event that the complaint is justified, the Seller is to bear the costs of
repair or in the event of a replacement, the labour, material and transport costs. The warranty
obligation shall lapse if the goods are processed by the Buyer or have been sold or if the Buyer
modifies or mends the goods himself or has them modified. The Seller is not obliged to rectify
the defects himself, as long as the Buyer does not fulfil his obligations. The Seller shall not
be liable for the success of developments for development orders.

General Terms and Conditions of Business (GTC)
4. Prices, terms of payment
Prices are subject to change without notice, and are quoted in Euro (EUR, €) ex works excluding
packaging, transport, insurance, and are based on the current costs of manufacture. Subsequent
reductions in volumes ordered or quantities for agreed partial deliveries as well as the reduction of
agreed call-offs by the Buyer shall cause the unit prices, any fitting costs there may be and start-
up costs to be increased. The Seller shall reserve the right to calculate those prices for a consignment
which have increased in price as a result of cost increases for materials, raw materials and supplies,
goods bought for resale, wages, exchange rates, interest charges or other factors increasing prices,
or which should turn out to be necessary for costing purposes. The prices for subsequent orders are
not binding. All prices, costs, fees, and interest are exclusive the rate of value-added tax in force
as applicable (MWST). Payments, including dispatch and additional costs, are payable in full upon
presentation of invoice. The Buyer shall be granted the following discounts for rapid payment of his
invoices, 2% within 10 days of invoice date, or net cash within 30 days. A payment shall only be
regarded as having been received when the sum is at the disposal of the Seller. In the event that
payment is not made within the period allowed for payment, the Seller shall be entitled to invoice
default interest at 8 % above the base rate charged at that time by the European Central Bank.
Payments shall always be counted against the oldest invoices first, and are to be free of costs. Bills
of exchange shall only be accepted if they have been agreed in writing. The Seller can demand payment
in advance. If there is a suspicion that a claim to a payment is at risk, the seller can demand payment
in advance or security, even after the contract has been signed, and he may refuse to render fufilment
until his demands have been fulfilled. If the Buyer refuses, or if the period of time ( for payment or
the furnishing of a security) expires without success, the Seller shall be entiled to withdraw from the
contract or to demand compensation for damages for nonfulfilment. Offsetting with counter claims
and retention of payment sums due is not allowed.

5. Retention of title
The delivered goods shall be continue to be the property of the Seller until all his claims have
been paid in full, including his future claims. On a current account the property subject to
retention of title shall serve as security for the balance of the claim by the Seller. If the Buyer
deals with the administration for the goods subject to the retention of title, and processes such
goods in terms of production, or combines them with other objects, the Buyer shall assign his
rights to ownership and/or co-ownership in the new objects to the Seller here and now and the
Buyer shall keep them in safe custody for the Seller with commercial prudence. The Buyer may
only sell the goods subject to retention of title in a normal commercial transaction and as long
as he is not in default with his payments. The Seller can revoke his authorization to the Buyer
to sell and deal with the administration for the goods as long as the sale or the administrative
handling of the goods does not take place in the course of the Buyer’s normal commercial
transactions. The Buyer is not allowed to pledge and transfer ownership of the goods by way
of security. The Buyer must notify the Seller immediately in writing of a levy of execution or
any other impairment of the rights of the Seller by third parties. If the Buyer sells the goods
subject to the retention of title, he shall consequently assign to the Seller here and now all
claims from this sale against his buyer with all additional rights until all the claims of the Seller
have been repaid in full, even if the objects have been processed or sold with other
performances. At the demand of the Seller, the Buyer has to name the debtor of the assigned
claims as well as the type and amount of the claims. If the value of the securities given to the
Seller exceeds his claims by more than 20%, the Buyer can consequently demand that the
excess over and above this amount is re-assigned to him. The Buyer is obliged to give the Seller
the information and documents the Seller requires to assert his claims against the Buyer.

6. Industrial property rights
The Seller shall reserve the title and all industrial property rights and copyrights to the moulds,
samples, illustrations, technical documents, catalogues, leaflets, drawings, cost estimates, offers.
The documents must not be reproduced, third parties must not be allowed access to them, and they
must not be sold by other means, without the written consent of the Seller. Breaches against these
conditions shall carry the obligation of having to pay compensation for damages. The Buyer must
not manufacture the subject matter of the contract himself, or have it produced by others without
the written consent of the Seller. The Buyer shall be liable for products manufactured in accordance
with information supplied by the Buyer, if the industrial property rights and other rights of third parties
are breached by such manufacture and delivery by the Buyer. The Buyer shall be obliged to exempt
the Seller from all third party claims which could arise from such a breach. Moulds manufactured
or provided by the Seller, tools or other devices shall remain the property of the Seller, even if the
Buyer has accepted to pay the costs for them. The Buyer shall be obliged to keep secret from third
parties all knowledge not in the public domain which he has acquired from the business relationship
with the Seller.

7. Liability
Provided that no other provisions have been made in these terms and conditions with regard to liability,
the Seller shall only be liable if he is guilty of intent or gross negligence. The Seller shall only be liable
for direct damage and not for consequential damage. The amount of the Seller’s liability shall be limited
to 20% of the value of the contract. Claims not expressly acknowledged in these terms and conditions
shall be excluded, provided that this is legal. This shall also apply in so far as claims can be derived
from incorrect advice, illegal acts, manufacturer’s liability, breach of contract, or indebtedness when
the contract is signed.

8. Place of fulfilment, place of jurisdiction, law applicable
The place of fulfilment for all the Buyer’s duties arising from the contract is the main place of business
of Seller. If the Buyer is a registered trader, a legal entity under public law, or a public-law special
fund, all disputes arising from the contractual relationship are, providing that this is legal, to be heard
at the court responsible for Seller’s principal place of business or for Seller’s branch delivering the
goods. Seller shall also be entitled to take legal action at the court where the Buyer has its principal
place of business. If the Buyer is a registered trader, it shall consequently be agreed that summary
proceedings for recovering a debt shall be heard at the court responsible for the Seller’s principal place
of business. Even if agreements are made with a Buyer which is not a German company, they shall
be subject only to the law of the Federal Republic of Germany.
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